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Er soll die Todesfälle am Unispital klären
Der ehemalige Bundesrichter Niklaus Oberholzer wird überall dort gerufen, wo es nach Skandal riecht

MARIUS HUBER

Er ist noch keine 32 Jahre alt, als er
einen der berühmtesten Mordfälle des
Landes übernimmt.Niklaus Oberholzer
hat erst kurz zuvor sein Jurastudium ab-
geschlossen und eine Stelle als Unter-
suchungsrichter in St. Gallen angetreten.
Jetzt richtet sich sein Blick auf das Dorf
Kobelwald, dorthin, wo sich das Rhein-
tal zum Alpstein hin hebt. Er soll her-
ausfinden, was mit den zwei Teenager-
Mädchen passiert ist, die drei Jahre zu-
vor, im Sommer 1982, auf einerVelotour
verschwunden sind. Ihre Leichen wur-
den in der Nähe einer Höhle gefunden,
die dem Verbrechen ihren Namen lieh:
Kristallhöhlenmord.

Später wird Oberholzer erzählen,
er habe in seiner Karriere nie so viele
dubiose Gestalten befragen müssen wie

damals. Da seien einfach zu viele Ver-
dächtige gewesen, und es habe ein Ge-
bot des Schweigens geherrscht wie in
einem sizilianischen Dorf. Die Spu-
ren waren längst verwischt. Oberholzer
muss kapitulieren, der Fall bleibt unge-
löst.Trotzdem ist es kein Versehen, dass
der gleiche Mann vier Jahrzehnte spä-
ter nach Zürich geholt wird, um dort ein
anderes komplexes Rätsel zu lösen, das
die Öffentlichkeit seit Jahren umtreibt.
Es geht unter anderem um die Frage,
warum es in der Herzklinik des Zürcher
Unispitals von 2016 bis 2020 zu unge-
wöhnlich vielen Todesfällen kam.

Die Fichenaffäre ausgelöst

Das Spital hat den 70-Jährigen als Lei-
ter einer Untersuchungskommission ein-
gesetzt. Der St. Galler gilt als «Spezialist

für schwierige Ermittlungen», und dieser
Ruf hat viel mit einemAnruf zu tun, der
ihnAnfang 1989 erreicht.AmApparat ist
der Zürcher Nationalrat Moritz Leuen-
berger, Jurist und SP-Mitglied, genau wie
Oberholzer. Er fragt diesen, ob er in der
parlamentarischen Untersuchungskom-
mission (PUK) mitmachen wolle, die
wegen derAffäre Kopp eingesetzt wurde.
Es ist jene Untersuchung, die später die
Fichenaffäre auslösen wird.

Der junge Untersuchungsrichter wird
zu einem der engsten Mitarbeiter von
Leuenberger. Erneut zeigt sich, dass er
nicht zu jenen Juristen gehört, die sich
am liebsten hinter Akten verschanzen.
«Wir fuhren mit dem Zug durchs Land,
besuchten die Leute zu Hause oder auch
im Gefängnis», erzählte er einmal in der
«Wochenzeitung». Während die PUK
für SP-Politiker wie Leuenberger oder

Alexander Tschäppät zum Sprungbrett
für eine steile Karriere wird,muss Ober-
holzer seine Ambitionen zurückstellen:
Als er in den neunziger Jahren Bundes-
richter werden will, unterliegt er in einer
parteiinternenAusmarchung.

Er arbeitet als Strafverteidiger, wird
Kantonsrichter, übernimmt weitere
Untersuchungen für den Bund – und
schaltet sich immer wieder in öffent-
liche Debatten ein.Dabei offenbart sich
eine durch die Fichenaffäre gestärkte
Überzeugung, dass der Staat eine Ten-
denz hat, seine Bürger auszuschnüf-
feln. Ohne konkrete Tat, sondern auch
auf blossenVerdacht hin. Immer wieder
warnt Oberholzer davor, die Kompeten-
zen von Polizei oder Geheimdiensten zu
stark auszuweiten, etwa mit DNA-Profi-
len und Datenbanken. Obwohl er ahnt,
dass dies damals geholfen haben könnte,
den Kristallhöhlenmord aufzuklären.

Oberholzer spricht sich in diesen Jah-
ren auch oft gegen dieVerschärfung von
Strafen aus, wie sie vermehrt gefordert
werden. Er profiliert sich in der SP als
Gegenpol zum «Law and Order»-Mann
Daniel Jositsch. Ein leidenschaftlicher
Richter und Ermittler, der offen über
seine Skrupel spricht: In dieser Rolle
wird Oberholzer gerade von linkslas-
tigen Medien oft und gerne interviewt.
Rechts der Mitte löst sie eher Irritation
aus. Dennoch scheint es nur folgerich-
tig, dass er 2010 in die neu gebildete
Aufsichtsbehörde gewählt wird, die
der Bundesanwaltschaft auf die Finger
schaut. Und zwei Jahre später schafft er
endlich auch dieWahl zum Bundesrich-
ter. In dieser Funktion erweist er sich
trotz SP-Parteibuch als unabhängiger
Geist, der Linke wie Rechte gleicher-
massen vor den Kopf stossen kann.

So trägt er einerseits mit voller Über-
zeugung das Urteil mit, dass der Hitler-
gruss eines Neonazis auf demRütli keine
Rassendiskriminierung gewesen sei. Es
habe sich um ein persönliches Bekennt-
nis gehandelt, und das sei nicht straf-
bar. Andererseits votiert er für die Ver-
urteilung zweier SVP-Exponenten, die
das Abstimmungsinserat «Kosovaren
schlitzen Schweizer auf» verantworten.
Die Aufsicht über die Bundesanwalt-
schaft, deren Präsident er inzwischen ist,
agiert unter seiner Leitung aber auffal-
lend zurückhaltend.Das sorgt für Kritik:

Er habe über klare Rechtsverletzungen
hinweggesehen, als sich Bundesanwalt
Michael Lauber während eines Verfah-
rens mehrfach im Geheimen mit Fifa-
Präsident Gianni Infantino traf.

Ungemütlich wird es für Lauber erst,
als Oberholzer sein Amt Ende 2018
abgibt. Ein Jahr später tritt er vorzei-
tig auch als Bundesrichter zurück. Die
vermeintliche Krönung der Karriere
scheint ihm nicht die erhoffte Erfüllung
gebracht zu haben.

Gründlichkeit hat ihren Preis

Oberholzer wendet sich umgehend
wieder dem zu, was er augenschein-
lich immer am liebsten tat: in komple-
xen Fällen ermitteln. Und solche gibt es
genug, denn wo immer Skandale bro-
deln – echte oder eingebildete –, wen-
den sich die Entscheidungsträger früher
oder später an professionelleWahrheits-
finder. So klärt Oberholzer 2021 imAuf-
trag des Bundes die Frage, ob das Sicher-
heitspersonal in Bundesasylzentren sys-
tematisch Gewalt anwende (Antwort:
Nein). Dabei geht er ähnlich vor wie
schon amAnfang seiner Karriere – und
wie es ihm als Bundesrichter nicht mehr
möglich war: Statt bloss Akten zu wäl-
zen, reist er an den Ort des Geschehens
und befragt jene Leute, die in den Zen-
tren für Ordnung sorgen sollen.

Diese Gründlichkeit hat ihren Preis:
Für die etwa viermonatige Unter-
suchung zahlt der Bund laut einer Auf-
listung von Auftragsvergaben knapp
180 000 Franken. Die Aufarbeitung der
Vorfälle am Zürcher Unispital dürfte
noch einiges mehr kosten.Denn erstens
dürfte sie dreimal so lang dauern, zwei-
tens ist Oberholzer dort Leiter einer
dreiköpfigen Kommission.

Der ehemalige Bundesrichter, der
sich erst seit wenigen Tagen mit der
Materie befasst, hält eine «gründliche
Untersuchung der Vorkommnisse» am
Spital für dringend nötig. Mehr will er
vorderhand nicht zu seinem Vorgehen
sagen. Gut möglich, dass er es auch in
Zürich nicht dabei belässt, Berge von
Operationsberichten zu durchforsten.
Sondern dass er in direkten Befragun-
gen versucht, das Schweigen zu durch-
dringen, wie einst in Kobelwald. Dies-
mal hoffentlich mit mehr Erfolg.

Niklaus Oberholzer hat im Kristallhöhlenmord ermittelt und die Affäre Kopp untersucht. PETER KLAUNZER / KEYSTONE
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Baue mit uns Solaranlagen:
Deine Solarvignette fördert erneuerbare Energie
in der Schweiz und in Afrika. Aktion 2 für 1:
Bestelle zwei Solarvignetten fürs Handy und
erhalte eine davon geschenkt.

Aktionscode: nzzamsonntag24

Dein Stück
Solarenergie
für 10 Franken

AKTION
2für1
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Ein Albtraum für die Eltern
Ein Jugendlicher belästigt an der Zürcher Goldküste Mädchen auf dem Schulweg – nun wurde er verhaftet

TOBIAS MARTI

Seit je sorgen sich Eltern, wenn sie an
die Gefahren des Schulwegs denken.
Nebst jener des Verkehr schlummert
in vielen auch eine diffuse Angst, dass
das Kind unterwegs von einem Unbe-
kannten behelligt wird. Der Brief, den
die Schulen Erlenbach, Herrliberg und
deren gemeinsame Sekundarschule am
Donnerstag breit an alle «Eltern und
Erziehungsberechtigten» verschickten,
liess diese Angst real werden.

In dem Schreiben, das der Redaktion
vorliegt,teilendie vierSchulleitermit:Am
Morgen sei man informiert worden, dass
es am Mittwochabend in Erlenbach zu
einemVorfall gekommensei,bei demeine
Sekundarschülerin «von einem fremden
Mann angegriffen» worden sei.Die Schü-
lerinhabe richtig reagiert,sie habe laut ge-
schrien und sich gewehrt. Die Eltern hät-
ten sofort die Polizei eingeschaltet.

AmspäterenMittwochabendhabedie
Polizei die betroffeneFamilie darüber in-
formiert, dass ein weiteres Mädchen, im
Primarschulalter, auf ähnlicheWeise be-
lästigt worden sei. Die Schule stehe im
Austauschmit der Polizei.Hinweise solle
man direkt der Polizei melden, heisst es
abschliessend in dem Schreiben.

Balanceakt für die Behörden

DieMeldung der Schule versetzte breite
Kreise an der Goldküste in Unruhe,weit
über die Gemeinden Herrliberg und
Erlenbach hinaus, wie Eltern im Ge-
spräch mit der NZZ erzählen. EinVater
sagt: «UnsereTochter hörte vomVorfall
und wollte daraufhin nicht mehr alleine
zur Schule gehen. Wir diskutierten, ob
wir sie mit demAuto chauffieren sollen
oder ob dies eine ängstliche, kontrapro-
duktive Massnahme ist.»

Wie oft in derlei gelagerten Fällen
kommt die Kommunikation durch die
Schule einem Balanceakt gleich, einer-
seits will sie informieren, andererseits
nicht unnötigAngst verbreiten.So schrei-
ben die Erlenbacher und Herrliberger
Schulleiter in ihrem Brief, besagte Mel-
dung solle nicht bewirken, dass die Kin-
dernunmitAngst inderGemeindeunter-
wegs seien. Sie solle vielmehr Sicherheit
vermitteln und zeigen, wie das Kind sich
in einer solchenSituation verhalten solle.

Die Schulleiter verweisen auf einen
Leitfaden des Stadtzürcher Schulamts,
der darlegt, was zu tun ist, wenn Kinder
von Fremden angesprochen werden.

Für Erleichterung sorgte dann aber
vor allem ein zweites Schreiben, das
die Schulen am Freitagvormittag ver-
schickten. Man sei von der Polizei in-
formiert worden, dass eine tatverdäch-
tige Person verhaftet worden sei. Das
wird vonseiten der Sicherheitskräfte
auf Anfrage bestätigt: «Die Kantons-
polizei hat am Donnerstag im Ver-
lauf des Nachmittags im Bezirk Mei-
len einen minderjährigen Mann ver-
haftet, der tatverdächtig ist», sagt ein
Polizeisprecher.

Aufgrund der Meldungen über die
Vorfälle gehe man davon aus, so der
Sprecher weiter, dass man «die Person»
habe. Weitere Details zum Tatverdäch-
tigen macht der Sprecher nicht, auch
nicht zu dessen Nationalität. Der Fall
liege nun bei der Jugendstaatsanwalt-
schaft.Was genau vorgefallen ist, bleibt
diffus. Dies sei Gegenstand der Ermitt-
lungen, so die Polizei. Die im Schreiben
verwendete Formulierung «Angriff»

basiert laut dem Sprecher auf Schilde-
rungen der Schule.

Die Polizei lobt die Schule aus-
drücklich für ihr Vorgehen. Es sei
richtig gewesen, dass mit den Kin-
dern über die Situation geredet wor-
den sei.Katharina Paul, Präsidentin der
Sekundarschulkommission der beiden
Gemeinden, sagt: «Wir sind erleich-
tert, dass in weniger als 24 Stunden
bereits eine tatverdächtige Person ver-
haftet werden konnte.» Die Betroffen-
heit sei gross. «Für uns alle stehen das
Wohl, die Sicherheit und der Schutz
der Kinder an erster Stelle», sagt Paul
weiter. Der Vorfall habe sich ausser-
halb der Schule und der Schulzeit er-
eignet. Man habe «umgehend gehan-
delt». Um 10 Uhr 30 am Donnerstag
seien über tausend Eltern aus den
drei Schulen direkt über den Vorfall
informiert worden, ebenso alleVerant-
wortlichen der Gemeinden Erlenbach
und Herrliberg.

InAbsprache mit der Kantonspolizei
werden laut der Kommissionspräsiden-
tin Paul die Eltern fortlaufend über den
Stand der Ermittlungen informiert. Sie
könnedieEltern«vollständigverstehen»,
dass sie nach einer solchenMitteilung zu-
tiefst beunruhigt seien.«Ichwar erstaunt,
wie ruhig und gefasst Eltern und Kinder
reagiert haben», sagt Paul.

Nein sagen, schreien, rennen

Eltern würden bei einem solchen Vor-
fall oft individuelle Massnahmen ergrei-
fen: «Manche begleiten ihre Kinder auf
dem Schulweg, andere organisieren sich
in Gruppen, um den Schulweg gemein-
sam zu bestreiten.» Von einem Vorfall
wie diesem habe sie als Einwohnerin
von Erlenbach und als Präsidentin der
Sekundarschulkommission in den letz-
ten zehn Jahren nicht gehört, sagt Paul.

In seinem Leitfaden plädiert das
Stadtzürcher Schulamt dafür, mit Kin-

dern sachlich über mögliche Gefahren
zu sprechen. Informierte und selbst-
bewusste Kinder seien besser vor Ge-
fahren geschützt als ängstliche, un-
sichere Kinder. Es gehe darum, Ge-
fahren zu erkennen und für die eige-
nen Grenzen einzustehen. Nein zu
sagen, müsse mit dem Nachwuchs ge-
übt werden. Das Kind solle im Stras-
senraum die Distanz zu Autos mög-
lichst gross halten, so dass es durch das
Autofenster nicht angefasst werden
könne. Bei Bitten fremder Leute, etwa
der Frage nach dem Weg, dürfe ein
Kind auch «unhöflich» sein und ein-
fach weitergehen oder an Erwachsene
verweisen.

Weiter erklärt der Leitfaden, an dem
auch die Polizei mitgewirkt hat, die
absolut wichtigsten Regeln. Etwa, dass
ein Kind niemals zu fremden Leuten in

denWagen steigen dürfe und dass es von
Unbekannten keine Geschenke anneh-
men solle. In der Gemeinschaft anderer
Kinder sei es sicherer. Zudem gelte es,
den mit den Eltern vereinbarten Schul-
weg zu gehen.

Für die Kinderschutzexperten ist
klar:Wenn sie sich bedroht fühlen, soll-
ten Kinder auf sich aufmerksam ma-
chen. Indem sie direkt um Hilfe bit-
ten, laut schreien oder schnell weg-
gehen. Auch sei es wichtig, auf das
ungute Gefühl zu hören. Schliesslich
sollten Kinder ihre Adresse nicht preis-
geben oder die Tür öffnen, wenn sie
allein zu Hause seien. Ungewöhnliches
sollte sofort den Eltern oder Lehrperso-
nen gemeldet werden.

Umgekehrt müssten auch Erwach-
sene zwingend Missverständnisse ver-
meiden. Etwa sollten Kinder nie nach
demWeg oder dergleichen gefragt wer-
den. Auch sollte man im Bereich von
Schulen nicht in parkiertenAutos sitzen.

Kinder, die den Schulweg gemeinsam zurücklegen, sind besser vor möglichen Übergriffen geschützt. KARIN HOFER / NZZ

Die Räumung bezahlt der Staat, nicht der Täter
Ein 33-jähriger Schweizer muss nicht für die Beseitigung einer von ihm betriebenen Hanf-Indooranlage aufkommen

TOM FELBER

Dass ein wegen Drogendelikten Verur-
teilter die Kosten der Räumung seiner
illegalen Hanf-Indooranlage selber be-
zahlen muss, erachtet ein Laie wohl als
selbstverständlich.Nachlässigkeiten von
Behörden können allerdings imDschun-
gel von Justizverfahren zu Entscheiden
führen, die nicht wirklich dem Rechts-
empfinden des Durchschnittsbürgers
entsprechen, wie ein neues Urteil des
Obergerichts zeigt.

Das Bezirksgericht Dietikon sprach
einen heute 33-jährigen Schweizer am
11. Januar 2023 wegen mehrfachen Ver-
gehens undmehrfacher Übertretung des
Betäubungsmittelgesetzes schuldig. Ihm
wurden die Kosten der Untersuchung
von 2100 Franken und des gerichtlichen
Verfahrens von 1500 Franken auferlegt.
Das Urteil erwuchs in Rechtskraft.

Fünf Tage später, am 16. Januar 2023,
sandte eine Firma, die mit der Räumung
undVernichtung der Hanf-Indooranlage
des Beschuldigten beauftragt war, dem
Bezirksgericht Dietikon eine Rechnung
in der Höhe von 11 084 Franken und
85 Rappen dafür zu.Die Räumung hatte
allerdings schon imMai 2022 stattgefun-
den. Das Bezirksgericht Dietikon fällte
am 25.Mai 2023 ein weiteres Urteil als

Nachtrag zumUrteil vom 11. Januar und
auferlegte dem Beschuldigten nun zu-
sätzlich zu den ihm bereits verrechne-
ten Kosten auch die Räumungskosten.
Zudem sollte er auch die Entscheidge-
bühr des zusätzlichen neuen Entscheids
von 600 Franken bezahlen.

Vorbehalt fehlt im ersten Urteil

Gegen dieses Nachtragsurteil legte der
Beschuldigte Berufung ein. Die Staats-
anwaltschaft beantragte dessen Bestäti-
gung. Das Obergericht führte dann das
weitere Verfahren – wie in solchen Fäl-
len üblich – schriftlich ohne mündliche
Verhandlung durch. Es hat seinen Ent-
scheid nun veröffentlicht.

Aus diesem Urteil geht hervor, dass
das Bezirksgericht Dietikon die Aufer-
legung der nachträglichen Kosten für
die Entsorgung zusammengefasst damit
begründete, es handle sich um Kosten
im Sinne von Paragraf 59 lit. a des Poli-
zeigesetzes des Kantons Zürich und da-
mit um Verfahrenskosten gemäss Arti-
kel 422 der Strafprozessordnung, die der
Beschuldigte als Inhaber der Hanf-In-
dooranlage und aufgrund seiner Verur-
teilung zu tragen habe.

Der Beschuldigte liess mit seiner Be-
rufungsbegründung hingegen geltend

machen, im Urteil des Bezirksgerichtes
Dietikon vom Januar 2023 sei über die
Verfahrenskosten abschliessend befun-
den und auf einen Vorbehalt allfälliger
nachträglicher Kosten verzichtet wor-
den. Diese Kostenfolgen seien rechts-
kräftig und könnten nicht im Rahmen
eines selbständigen nachträglichen Ent-
scheids berichtigt werden.

Die Kosten im Zusammenhang mit
der Räumung der Hanfanlage seien
offensichtlich schon vor demUrteilszeit-
punkt im Januar 2023 bekannt gewesen
oder hätten bei sorgfältiger Überprü-
fung der Verfahrenskosten bereits be-
kannt sein müssen.Deshalb wäre es den
Strafverfolgungsbehörden ohne wei-
teres möglich gewesen, über die Räu-
mungskosten im erstinstanzlichen Urteil
zu befinden oder zumindest eine spätere
Forderung vorzubehalten.

Dem Nachtragsurteil vom 25.Mai
2023 fehle es an der rechtlichen Grund-
lage, so der Berufungskläger. Deshalb
sei es aufzuheben. Seine Verteidigung
machte zudem geltend, bei den Kosten
der Räumung handle es sich um eine
Entschädigung an Dritte. Der Firma
wäre es ohne weiteres zumutbar gewe-
sen, ihre Forderung nach der Räumung
geltend zu machen. Und es wäre Auf-
gabe der Staatsanwaltschaft gewesen,

die Firma auf ihren Entschädigungs-
anspruch hinzuweisen.

Nicht gesetzeskonform

DasObergericht kommt in seinemUrteil
nun zum Schluss, dass der Beschuldigte
insbesondere aufgrund des fehlenden
Vorbehalts imNachgang zumUrteil vom
11. Januar 2023 nach Treu und Glauben
nicht mit zusätzlichen Kosten in der ihm
von der Vorinstanz auferlegten Höhe
rechnenmusste.SolcheRäumungsarbei-
ten würden in der Regel von der Polizei
besorgt und im Rahmen der Gebühren-
festsetzung oder von zusätzlichen poli-
zeilichenAuslagen berücksichtigt.

Die nachträglichen Kosten der Ent-
sorgung derAnlage durch die Drittfirma
könntendeshalbnicht demBeschuldigten
auferlegt werden und seien demnach auf
dieGerichtskasse zu nehmen.Die 11 000
Franken bezahlt nun also der Staat.Auch
die Gerichtsgebühr von 600 Franken des
Entscheids vom Mai 2023 und die Ent-
schädigung der amtlichen Verteidigung
für das Berufungsverfahren in der Höhe
von 1614 Franken und 70Rappenwerden
auf die Gerichtskasse genommen.

Urteil SB230 388 vom 21. 6. 2024, noch nicht
rechtskräftig.

Bei Bitten fremder Leute,
etwa der Frage nach
dem Weg, darf ein Kind
auch «unhöflich» sein
und weitergehen oder an
Erwachsene verweisen.

Angriff
mit Stichwaffe
Die Stadtpolizei sucht Zeugen
nach Tat im Zürcher Niederdorf

lia./lo. · Am frühen Samstagmorgen ist
im Niederdorf in Zürich ein Mann mit
einer Stichwaffe schwer verletzt wor-
den.Wie die Stadtpolizei mitteilt, ist sie
um 6Uhr zumTatort an der Niederdorf-
strasse 40 gerufen worden. Die Einsatz-
kräfte fanden vor Ort einen Mann mit
schweren Stichverletzungen am Ober-
körper auf. Er wurde versorgt und dann
ins Spital gebracht. Der Täter oder die
Täterin ist flüchtig. Die Polizei ruft Per-
sonen, die denVorfall beobachtet haben
oder anderweitig Hinweise haben, die
im Zusammenhang dazu stehen könn-
ten, dazu auf, sich zu melden.

Auch in der Gemeinde Oberglatt ist
es vor wenigenTagen zu einem tätlichen
Angriff gekommen. Laut Angaben der
Kantonspolizei bedrohten zwei Jugend-
liche einen 52 Jahre alten Mann vor
einemMehrfamilienhaus mit einem pis-
tolenähnlichen Gegenstand.Er erlitt da-
bei leichteVerletzungen amHinterkopf.
Wie die Polizei mitteilt, konnte sie dank
demEinsatz eines Diensthundes wenige
Stunden nach der Tat einen 17-jährigen
Schweizer und einen 16-jährigen Italie-
ner festnehmen. Die beiden mutmass-
lichenTäter wurden nach der Befragung
der Jugendanwaltschaft zugeführt.


